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Kurz informiert

▶▶ Bundesgerichtshof
Zwei Witwen, eine Versicherungspolice

|  Erklärt der Versicherungsnehmer im Versicherungsantrag, dass im Fall 
seines Todes „der Ehegatte der versicherten Person“ Bezugsberechtigter 
der Versicherungsleistung sein soll, ist auch im Fall einer späteren Schei-
dung die Verfügung regelmäßig dahingehend auszulegen, dass der im Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses mit dem Versicherungsnehmer verheirate-
te Ehegatte begünstigt sein soll, es sei denn, der Bezugsberechtigte wurde 
schriftlich widerrufen (BGH 22.7.15, IV ZR 437/14, Abruf-Nr. 145049).  |

Nach dem Tod des Ehemanns hatte die Versicherung 34.500 EUR an die erste 
Frau des Verstorbenen ausgezahlt. Der Ehemann hatte einst verfügt, dass im 
Fall seines Todes seine verwitwete Ehefrau das Geld bekommen sollte.  
Damals war er noch mit seiner ersten Frau verheiratet. Nun hat die zweite 
Frau gegen die Versicherung geklagt.

Entgegen der Auffassung des OLG hat der BGH nun entschieden, dass eine 
Abänderung der begünstigten Person in einer Lebensversicherung schrift-
lich erfolgen muss. Die Vorinstanzen hatten dagegen noch der zweiten Ehe-
frau die Leistungen aus der Lebensversicherung zugesprochen.
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▶▶ Oberverwaltungsgericht Schleswig-Holstein
Das alte Lied von der Bestattungspflicht

|  Die Mutter war alkoholabhängig. Deshalb kam ihr Sohn – der Kläger – 
schon früh in ein Kinderheim. Dann wurde er vom Kindsvater in die Türkei 
verbracht. Der Kläger sei durch die Ereignisse in Kindheit und Jugend trau-
matisiert: Er sei aus dem Kinderheim herausgerissen und ohne Türkisch-
Kenntnisse in die Türkei verbracht worden, wo er ein Jahrzehnt verblieben 
sei. Auch nach der Rückkehr nach Deutschland habe er keinerlei Kontakt 
zu seiner Mutter gehabt.  |

Mit Bescheid vom 6.2.13 wurde der Kläger neben seinen Geschwistern als 
Gesamtschuldner zu den Bestattungskosten von knapp 2.000 EUR heran
gezogen. Das OVG entschied zugunsten der Gemeinde: Der Sohn sei zu Recht 
zu den Kosten der Bestattung seiner verstorbenen Mutter herangezogen 
worden (OVG Schleswig-Holstein 27.4.15, 2 LB 27/14, Abruf-Nr. 187485).

MERKE  |  Das BestG bestimmt die nahen Angehörigen zu Bestattungspflichtigen, 
unabhängig davon, ob die Familienverhältnisse intakt gewesen sind. Der bloße 
Umstand, dass sich Familienmitglieder räumlich und emotional voneinander 
entfernt haben und die traditionellen Beziehungen nicht mehr unterhalten worden 
sind, führt nicht bereits zur Anerkennung einer besonderen Härte. Eine unbillige 
Härte kommt nur in Betracht, wenn die Umstände der persönlichen Beziehung 
derart schwer wiegen, dass die rechtliche Nähebeziehung dahinter vollständig 
zurücktritt. Es muss also ein schweres vorwerfbares Fehlverhalten (Tötungsver-
such oder sexueller Missbrauch) des Verstorbenen gegenüber dem Pflichtigen 
vorliegen.
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